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AMTSGERICHT AACIIEN
BESCHLUSS

Über das Vermögen

des Henn Karl Egon Hausmann, geboren am 23.04.1953, Krähenberg 13' 53949

Dahlem

wird wegen Zahlungsunfähigkeit heute, am 16,08.2021, um 09:11 Uhr das

I nsolvenzverfahren eröffnet.

Die Eröffnung erfolgt aufgrund des am 11.08.2021 bei Gericht eingegangenen Antrags

des Schuldners.

Zum lnsolvenzverwalter wird ernannt Rechtsanwalt Jochen Müller, Zum Markt 10'

53894 Mechemich, Telefon: A244319049 1 -O, Fa* 024439049 1 30.

Forderungen der lnsolvenzgläubiger sind bis zum 01'10-2021 unter Beachtung des S

'174 lnsO beim Insolvenzverwalter anzumelden.

Die Gläubiger werden aufgefordert, dem lnsolvenzverwalter unverzüglich mitzuteilen,

welche Sicherungsrectrte sie an beweglichen Sachen oder an Rechten des Schuldners

in Anspruch nehmen. Der Gegenstand, an dem das Sicherungsrecht beansprucht wird'

die Art und der Entstehungsgrund des sicherungsrechts sowie die gesicherte

Forderung sind zu bezeichnen. Wer diese Mitteilungen schuldhaft unterlässt oder

verzögert, haftet für den daraus entstehenden Schaden ($ 28 Abs. 2 lnsO).

Wer Verpflichtungen gegenüber dem Schuldner hat, wird aufgefordert, nicht mehr an

diesen zu leisien, sondern nur noch an den lnsolvenzverwalter.

Eine Gläubigerversammlung wird vorerst nicht einberufen. Das Verfahren wird

schriftlich durchgeführt (S 5 lnsO).

Stichtag, der dem Berichts- und Prüfungstermin ($ 29, 156, 176lnsO) entspricht, ist

der 12.11.2021

Die Tabelle mit den Forderungen und die Anmeldeunterlagen sowie der Bericht des

lnsolvenzverwalters werden spätestens ab dem 15.10.202'l zur Einsicht der Beteiligten

auf der Geschäftsstelle des Amtsgerichts Aachen, Adalbertsteinweg 92,5207O Aachen,

Zimmer Nr. D ',l.401 niedergelegt.

Ein schriftlicher Widerspruch, mit dem ein Beteiligter eine Forderung bestreitet, muss

spätestens am Prüfungsstichtag bei Gericht eingehen. lm widerspruch ist anzugeben,

ob die Forderung nach ihrem Grund, ihrem Betrag oder ihrem Rang bestritten wird.

Haben Gläubiger vorgetragen, die Forderung stamme aus einer vorsäElich

begangenen unerlaubten Handlung des Schuldners, aus einer vorsäaich

pflichtwidrigen VerleEung einer geseElichen Unterhaltspflicht oder einer Steuerstraftat

nach $$370,373 oder $374 der Abgabenordnung, so hat der Schuldner im

widerspruch zusätzlich anzugeben, ob er diesen Vortrag bestreitet. Es wurde ein

Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung gestellt.

Der lnsolvenzverwalter wird beauftragt, die nach $ 30 Abs. 2 lnsO zu bewirkenden

Zustellungen an den Schuldner und an die Schuldner des Schuldners (Drittschuldner)

sowie an die Gläubiger durchzuführen (S I Abs' 3 lnsO).

Die im eleKronischen lnformations- und Kommunikationssystem erfolgten

Veröffenflichungen von Daten aus diesem lnsolvenzverfahren einschließlich des

Eröffnungsverfahrens werden spätestens sechs Monate nach der Aufhebung oder der

Rechtskraft der Einstellung des lnsolvenzverfahrens gelöscht. Veröffentlichungen im

Restschuldbefreiungsverfahren einschließlich des Beschlusses nach $ 289 lnsO

werden spätestens sechs Monate nach Rechtskraft der Entscheidung über die

Restschuldbefreiung gelöscht. Sonstige Veröffentlichungen nach der lnsolvenzordnung

werden einen Monat nach dem ersten Tag der Veröffentlichung gelöscht.



Rechtsmittelbölehrunq :

Gegen diesen Beschluss steht dem schuldner das Rechtsmittel der sofortigen

Beschwerdegem.s34Abs.2lnsozu.DiesofortigeBeschwerdeistbeidem
Amtsgericht Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen schriftlich in deutscher

sprache oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle einzulegen. Die Beschwerde kann

auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichtes erklärt werden'

Die sofortige Beschwerde muss innerhalb von zwei Wochen bd dem Arntsgericht

Aachen eingegangen sein. Dies gilt auch dann, wenn die Beschwerde zur Niederschrifi

der Geschäftsstelle eines anderen Amtsgerichtes abgegeben wurde'

DieFristbeginntmitderVerkündungderEntscheidungoder,wenndiesenicht
verkündet wird, mit deren Zustellung. Zum Nachweis der Zustellung genügt auch die

öffenüiche Bekanntmachung. Diese gilt als bewirkt, sobald nach dem Tag der unter

www.insolvenzbekanntmachunqen.de erfolgten Veröffenflichung zwei weitere Tage

verstrichen sind. Maßgeblich für den Beginn der Beschwerdefrist ist der frühere

Zeitpunkt.

Die sofortige Beschwerde muss die Bezeic,hnung des angefochtenen Beschlusses

sowie die Erklärung enthalten, dass sofortige Beschwerde gegen diesen Beschluss

eingelegt wird. Sie soll begründet werden.

Die Einlegung ist aucfr durch Übertragung eines ele6ronischen Dokuments an die

elektronische Poststqlle des Gerichts möglich. Das elektronische Dokument muss für

die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer qualifizierten eleKronischen

signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden

person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß $ 130a ZPO nach

näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des

elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische

Behördenpostfach (BGBl. l, S.3803) eingereicht werden. Weitere lnformationen erhalten

Sie auf der lrdernetseite www.iustiz.de'

Aachen, 16.08.2021

Amtsgericht

Dr. Förl-Wachtsmuth

Richterin am Amtsgericht



Merkblatt
zur Forderungsanmeldung im lnsolvenzverfahren (g 174 lnsO)

Nach Eröfinung des lnsolvezverfahrens haben die lnsolvenzgläubigerinnen und -gläubiger ihre Forderungen bei der
lhsofuenzverwalterin oder bei dem lnsolvenzven4/alter anzumelden. Fehlerhafte.Anmeldungen können das Verfahren ver-
zögern. Gläubigerinnen und Gläubiger sollten de€halb im eigenen lnteresse die folgenden Hinweise und die Angaben auf
dem Anmeldefomular sorgfäläg beactten- Nähere Einzelheiten ergeben sichiaus der lnsolvenzordnung, insbesondere
aus den SS 38 - 52, 174 - 7aO lnso. Raohtsauskünfte zu Einzelfragen darf das ceicht nicht erteilen. Dies ist Sache der
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notarinnen und Notare sowie der zugelasenen Rechtsbeistände.

'l - ForderunOsanm eldung

Forderungen der lnsolvenzgläubigerinnen und -gläubiger sind nicht beim Gericht, sondem bei der lnsolvenzverwalterin
oder bei dem lnslvenzverwalter anzumelden- lst eine Sachmherin oder ein Sachu/alter bestellt ($ 270 lnsO), p ist die
Fordeiungsanmeldüng dort vozunehrnen.
lnsolvenzgläubigeriirnen und gläubiger sind Personen, die einen zfi Zeit der Eröffnung des lnsotuenzuerfahrens begrün-
deten'Venrögensarepruch gegen die Schuldnerin oder den Schuldner haben (S 38 lnsO).

2. lnhalt und Anlagen derAnm€ldung

Bei der Anmeldung ist der Grund der Forderung anzugeben, damit die lnsolvenaeruraiterin od€r der lnsofverzvemlter
sie überpdifen kann {2. B. Wkenlieferung, Miete, Darlehen, Reparaturleistung, Arbeitsentgelt, l /echsel, Schadenersatz).
Sind die Gläubigerinnen oder.die Gläubiger der Ansicht, eine Forderung beruhe auf einer unerlaubten Handlung, aus
rückständigen geetzlichen Unterhalt, den die Schuldnerin oder der Schuldner voßäElich pflichtwidrig nicht gewährt hat,
oder aus einem Slteuerschuldverhältnis, sotem eine Steuersiraftat des Söhuldner oder.der Schuldnedn nach den SS 37q
373 oder 374 der Abgabenordnung zugrunde liegt, r haben sie zu jeder dieser Fsderungen, die sich gegen natürliche
Personen richten, die Taisachen anzugeben; aus denen sich di€se EinschäEung ergibl
AIle Forderungen sind in festen Bekägen in inländischer Währung geltend zu macten und abschließend zu eirier Gesarnt-
summe zusafinrenzufassen.
Znsen können grundsäEl ich nur für die Zeit bis zur Eröffnung des Verfahrens (Datum d€s Eröfinungsbeschlusses) ange-
nreldetwerden. Sie sind unterAngabevon Zinssae undZeitraumauszurechnen und mit einem feslen Betragzu benennen.
Forderungen, die nicht äuiceld gerichtet sind dJer deren Geldbetrag unbestimnt ist sind mit ihrem SchäEwert änzumel-
den.
Forderungen in ausländischer Währung sind in inländischeWährung urourshnen, und rer nech dem Kurmrt zur Zeit
der Verfairenssöffnung (S 45 lnso).
Der Anmeldung sind die Bereisurkunden und sonstigen Schrif$ücke beizufügen, aus denen sich die Forderung ergibt
BevollrEchtigte von Gläubigerinnen und Gläubigem sollen der Anmeldung einb besondere Vollmacht für das lnsolvenz-
verfahren beifügen.

3: Glällbigerinnen u nd G läubiger mit Absonderu ngsrechten

Gläubigerinnen und Gläubiger, die äufgrund eines Pfandrechts oder eines sonstigen Sicherungsrechts abgesonderte Be-
friedigung an einem Sicherungsgut beanspruchen können, sind lnsolvenzgläubigerinnen und -gläubiger, so\A€it ihnen die
&huldnerin oder der Schuldner aüah peniönlich haftet. Diese persönliche Forderung können sie anmelden-

4. Nachrangige lnsolvenzgläubigednnen und €läubiger

Ene Sonderregelüng gilt für die sog. nachrangigen lnsofuenzgläub'rgednnen und -g|äubiger {S 39 lnso). Nachrangige
Forderungen.sind u. a, die vährend d€r Verfahrenseröffnung laufenden Zinsen, die Kcten der Veriahrensteilnahme, die
Geldstrafen, Geldbußen, Ordnungsgelder und Z\^ängqgelder, die Forderungen auf eine unentgelüiche schuldnerische
Leistung oder auf Rückgeuaähr eines kapäalerseEenden Gesetlschafterdarlehens oder gleichgestellter Forderungen.
Solche nachrangigen Forderungen können nur ang€meldet$€rden, $€nn das Gerichtdie Gläubigerinnen und Gläübiger
ausdrücldich zlr Anmeldung olcher Forderungen äufgef.qrdert hat (S 174 Abs. 3 lnsO). Bei ihrer Anmeldung ist auf den
Nachrang hinzuyveisen und die von der Gläubigerin oder von dem Gläubiger b€nspruchte RangSelle zu bueichnen.

5: Nachträgliche Forderungsanmeldüi?g

Forderungen, die erst nach Ablauf der gerichüich iestgelegten Anmeldefrist angereldet werden, konnen unter Unständen
ein zusäEliches Prüfungsveäahreßerforderlich machen- Die Koslen derzusäElichen Prüfung hat diesäumige Gläubigerin

oder der säumige Gäubiger zu tragen $ 177 Abs. 1 SaE 2 lnsO).

6. Prüfung der Forderungen und wirkung des Bestreitens (widerspruch)

Die angmeldeten Forderungen rerden im Pdifungdermin geprüft. Das Gericht l€nn die Durchführung där Prüfung auch
im $hriftlichen \lerfahren anordnen (S 5 lnso). lm diesem Fall wird ein sog. Prüfungsstichtag festgesea Späestens än
di*m Tag muss der schriftliche Wderspruch, mit dem ein Beteiligt€r eine.zu prüfende Forderung beslreitet, bei Gericht
eingehen.

Zum Bestreiten einer angemeldeten Forderung sind die lnsofuenzveruältung, Schuldnerin oder Schuldner sowje jede
lnsovenzgläubigerin oderjeder lnsofuenzgläubiger berechtigt. Die Forderungen können ganz oder teilueise nach ihrem
Betrag oder ihr€m Rang bestritten werden. Haben Gläubigerinnen oder Gläubiger vorgetragen, die Forderung stamrne -
aus einer vorsäblich begangenen unerlaubten Handlung der.Schuldneän oder des Schuldners, aus rückständigen ge-
eLlichen Unterhalt, den .die Schuldnerin oder ds Schuldner vorsäElich pfl-EhtMdrig nicht $^ährt hat, oder sofelfi eine
S'teuerstrafht des Schuldner oder der Sciuldnerin nach den $$ 37O, 373 oder 374.der Abgabenordnung zugrunde lieg!
so hat die Schuldnerin oder der Schuldner im \ryiderspruch zusätzlict anzugebön, ob dieer Vortrag bestritten wird-
Das ln$kenzgericht wird im Termin bzw. nach Abilauf des Prrifungsstichtags lediglich die abgegebenen Erldärungen be- .
urkunden. Für eine Entscheidung obein Wderspruci begründet ist, ist das lnsolverEgericht nichtzuständig. Die Feststel-
lung einer ganz cder teilu/eise bestittenen Forderung ist auf dem Rechtsi€g zu betreiben, den die allgemeinen Gese?e
hierfürvosehen (vgl S 184 lnsO).
Wrd eine Fordetung nicht oder nur von der Schuldneän oder vom Schuldns bGtritten, e gilt sie für das u,eitere lnsol
vena/erfahrcn'entsprechend der Ann€ldung als festgestellt ($ 178 lnsO). Bei angsrdneter Eigenverwaltung verhindert
auch der !1/lderspruch der Schuldnerin oder des Schuldners.die Feststellung der Forderung {S 283 Abs. 1 SaE 2 lnso).
Der wirksame \Mderspruch gegen eine angemeldete Forderung hat folgende lruirkungen (vgl. SS 178 - 185 lnso):

- Liegt für die Forderung bere'rts ein vollstreckbarer Schulditelvor (Urteil, notarielles Anerkenntnis, Steuerb6cheid u,ä.),
so ist es Sache der oder des Be*reitenden, den Wderspruch mit den allgemein zulässigen rechtlichen Mitteln.weilar-
zwerfolgen.

-Liegt ein solcher Schuldtitel rcch nicht vor, so obliegt es der vermeintlichen'Gläubigerin oder demrernEintlichen Gläu-
bigeri die Feststellung der Forderung auf dem hierfilr allgemein vorgesehenen Rechtsüeg zu betreiben. Die oder der
Bestreitende muss also damft rechnen, dass wegen deswiderspruchs Klage gegen sieitihn erhoben wird.

7- Teilnahme an Gläubigerversam mlungen, Vertretungsnachvyeis

Jede Gläubigern oder jeder Gläubiger l€nn pesönlich oder verteten durch ihre/sdine g*Llichen Vertreter am Prü-
fungstermin oder an den sonsligen Gläubigewersammlungen teilnehmen.
Gläubiger köhnen sich in der Gläubigeruemmmlung und im'Prüfungsiermin durch einen RechtsaMlt als BevollnEchtig-
ten veftreten lassen. Darüber hinare sind als Bevollmächtigte gemäß S 79 Abs. 2 Satz 2 nur vertretungsbefugL

'1. Beschäftigte der Partei oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens (5 15 des AKiengsues); Behörden und ju-
ristische Percnen d6 öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge
bildeten Zuemmenschlüse körnen sich auch durch Beschäftigte anderer Behörden oder juristischer Personen des
öffentlichen Re4hts einschließlich dervon ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichenAufgaben gebildeten Züsamrenschlüe
e vertreten lass,

2 volljährige Familienangehörige (S 15 der Abgabenordnung, S 11 des LebenspartnerschafugeseEes), Peßonen mit
Befähigung zum Richteramt und StreitgenGsen, wenn die Vertretung nicht im Zusamrnenhang mit einer entgeltlichen
Tätigkeit steht,

3: Verbrauchezentralen und andere mit öffentlichen Mitbln getörderte Verbraucherverbände bei der Einziehung von
Forderungen von Verbrauchern im Rahmen ihres Aufgabenbereichs,

4. Personen, die lnkassodienstleistungen erb'ringen (Egistrierte Personen nach S 10 Abs. 1 Sau 1 Nr- I ds Rechts-
diens{eistungsgeseuesJ im Mahwerfahren bis zurAbgabe an dassaeitgericht bei Vollsteckungsanträgen im yerfah-

ren der Zulangwollstreokung in das beregliche Vermögen \ egen Geldforderungen einschließich d6 Verfahrens zur
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung und des Arürags auf Erlass eines Haftbefehls, jereils mitAusnahme von
Verfahrenshandlungen, die ein streitiges Verfahren eirileiten oder innerhalb ein6 streitigen Verfahrens vozunehmen
sind.

Bevolln€cht@e, die keine nauiilichen Personen sind, handeln durch ihre Organe und mit der Prozessveltretung beauf-
tagts Vertreter-
G€Eliche Vertreterinnen und Vertretel oder Bevollmächtigrte haben ihre Verhetungsberectrtigung im Termin nachzuuei-
*n- Als Nactrweis kann ein aKueller Handelsregisterausug oder eline schriftliche V€llmachtv-orgelegt werden, ZusäElich
ist der Persenalausueis miEubringen.

8. lnformation über das Ergebnis der Forderungsprüfung

Eine Pflicht, am Prüfungslermin teilzunehmen oder fijr eine Vertfetung zu $rgen, besteht nicht. Das Gericht informiert

allerdings nach der Forderungsprüfung nur diejenigen'GIäubigerinnen und Gläübiger, deren Forderungen ganz oder teil
raeise bestrihen uorden sind. lhna erteilt das lnsolveugericlrt von Amb wegen einen Auszug aus der lnsolvenztabellq
aus dem das Ergebnis der Prüfung hervorgelrt.

Gläubigerinnen und Gläubiger, deren angemeldete Forderungen raeder von der lnsofuenzveMltung noch von einer In-
sovenzgläubigerin oder einem -gtäubiger (noch von der Schuldnerin oder demSchuldner im Falle der Eigeroemftung)
bestritten wordm sind, erhalten keine beendere Nachrieht deg Gerichts ($ 179 Abs. 3 lnsO).



9. Hinweise zur Fe$stellung streitiger Forderungen

lm prüfungsr'erfahren hat das lirsolvenzgericht nur die Erklärungen der Beteiligten zu beurkunden lsl die angemeldete

'Forderung-einer lnsolvenzgläubigerin oder eines Insolvenzgläubigers im lnsolverzverfahren nicht (/ollständig; fesige-

stellt mrden, sc' ist die Feststellu-ng auf dem Rechtsreg zu betreiben, den die allgemeinen G*etze hierfür voretren ($$

tgO, t-AS tnsö). Das lnsolvenzgeriJht ist insoweit nichtzuständig- Bei Meinungsverschiedenheiten übE,r Rang, Höhe oder

Rohtsgrund einer Forderung ist daher das lnsolvenzgericH nicht einzuschalten'

Ziviheciliche Fcrderungen aind im ordentlichen Verfahren je nach Grund vor den Zivil- od,er Arbeitsgarichten geltend zu

' mchen. örflich zuständ-ig ist bei den Zivilgerichten ausschließlich dasjenige Gericht in dessen Bezirk das lnsovenzge-

richt liegt (S 180 Abs. 1 lnsO).
Ua.ruiZ".it o.r gröfinung dLs lnsolvenzverfahrens bereits ein Rechtsstreit über die Forderung anhängig, e ist die Fest-

stellung durch Ä uf nahme d ieses Rechtsstreits z u betreiben (S 1 80 Abs 2 l nsO; $ 240 ZPO)'

Obsiegt die lnsolvenzgläubigerin oder der lnsovenzgläubiger mit der Klage, so hat diese PeFon be m lnsolvenzgericht

unter üortage des rechFkäftigen Urteils die Berichtigung der InsoMenztabelle zu beantragen (S 183 Abs. 2 lnsOl.

Hat die Schuldnerin oder der Schuldner eine Forderung, für die ein vollsteckbarer Schuldtitel oder ein Endurteil vqrlieg!

bestritten, so obliegt es der Schuldnerin oder dem Schuldner binnen einel Frist von eirrem Monat, die mit dem Pni-

fungsstichtag begiÄt, den VViderspruch gegen die Forderung außerhalb des lnsolvenzverhhrens naoh den allgemeinen

Geätzen zu verfolgen. ln diesem Fall hat die Schuldnerin oder der Schuldner den lnslvenzgericht die Verfolgung des

Anspruchs naclzurieisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Monatsfrist gili ein Wderspruch als nicht erhoben ($ 184 Abs. 2,

S 201 Abs. 2,3 lnso).
öieweiteren verfahrensrechtlichen Einzelheiten für das Vorgehen zur Feststellung streit'lEer Forderungen erge.en sich

aus den $$ 1 79 - 1 85 lnsO.

10. Hinweise zur öffentlichen Bekanntmachung

lnformationen, clie das lnsolvenzverfahren betreffen, u/erden teih^€ise auch öfentlich bekannt gemacht. Die öffent iche Be-

kanntmachung erfolgt nach S I Abs. 1 SaE 1 lnsO i.V.m. S 2 lnsOBekV durch eine zentrale und länderübergreifende Ver-

Offanflichung im Internet auf der Seite: $^dwinelvenzbekanntrnachungen.de. Welcher Vorgang des I nsolvenzverfahrens

öffenflich b;karntzumachen ist, regelt das cestz m Einzelfall. lnsbeondere werden folgende lnformationen öffentlich

bekannt gemadlt

. der Be$hluss über die Eröftnung des lnsolvenzverfahrenq

. abdeml.Juli2OQT BffihlüsseüberdieAbreisungeineslnsolvenzantragsmargelsMase,

. Beschlüss über die Anordnung und Aufhebung von sicherungsmaßnahrnen durch das Gericht,

. die Entscheidung über die Aufhebung oder die Einstellung des lnsolvenzverfahrens,

. Beschlüsse itber die FestseEung der Vergütung des lnsovenzveiwalters, des Treuhändes und der Mitglieder des

Gläubigeräusshusses,

. Terminbstimmungen,

. Ankündigung der Restschuldbefreiung,

. Erteilung oder Versagung der Restschuldbefreiung.

Die öffentliche l3ekanntmchung hat die Wrkung einer Zustellung und ereetzt stets - auch in solchen Fällen, in denen sie

vom GeseE nicht vorgeschrieben ist - die Einzelzustellung. Nach $ 9 Abs. 3 Inso genügt die öffentliche Bekanntmchung

zum Nachueis der Zustellung an alle Beteiligten auch dann, wenn die lnsO neben ihr eine besonclere Zustellung vor
schrelbt. Weitere lnformationen zur öffentlichen Bekanntmachung finden sich auf dem Merkblattzur öTentlichen Bekannt-

machung im lnlernet (S I lnso), abrufbar auf dem Justizporhl de Larde Nordrh?in-Westfalen unt€,r htFs:/ ewjustiz.
nru/BS/formulare/insolvenz/index. php.

Steht ein InterneZugang nicht zur Verfügung, kann die Seite wM,,t insolvenzbekanntmachungen.de auch bei jedem lnsol-

venzgericht des; Landes Nordrhein - Westfalen unentgeltlich einge3ehen werden.

WeitJrhin besteht die Möglichkeit, einen Ausdruck der auf di€ser Seite veröffenüichen Bekanntmachungen, bei jedem

zuständigen lnsiokenzgericht des Landes Nordrhein-Westfalen unentgaltlich zu erhalten, sofern ein berechtigtes lnteresse

besteht.


